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Ermittlungsverfahren gegen den islamistischen Terroristen Issa al H. wegen  
Verbreitung kinderpornographischer Inhalte u.a.  
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Laut Information der Staatsanwaltschaft Köln (Zentral- und Ansprechstelle Cybercrime Nord-
rhein-Westfalen – ZAC NRW) vom 12.03.2025 wurde dort ein Ermittlungsverfahren gegen Issa 
al H. wegen Verbreitung kinderpornographischer Inhalte u. a. eingeleitet (Aktenzeichen: 341 
Js 148/25). Per Verfügung wurde das Ermittlungsverfahren am 12.03.2025 an die für die wei-
tere Bearbeitung zuständige Zentralstelle für die Verfolgung terroristischer und terroristisch 
motivierter Straftaten des Landes NRW (ZenTer NRW, angesiedelt bei der Generalstaatsan-
waltschaft Düsseldorf). Das dortige Aktenzeichen lautet 2 BJs 327/24-3. 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8176 mit Schreiben vom 16. Juli 2026 namens 
der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Welche Delikte lagen dem Ermittlungsverfahren neben dem § 184b StGB zu 

Grunde? 
 
Die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf hat mir unter dem 06.07.2026 berichtet, dem 
Verfahren habe allein der Vorwurf der Verbreitung kinderpornographischer Inhalte zugrunde 
gelegen. 
 
 
2. Wie wurde der Anfangsverdacht nach § 152 Abs. 2 StPO begründet? 
 
Dem in der Antwort auf Frage 1 genannten Bericht zufolge beruht der Anfangsverdacht auf 
einem Report des „National Center for Missing and Exploited Children (NCMEC)“, wonach am 
13.04.2023 über den Messengerdienst Facebook eine inkriminierte Datei zweimal 
hochgeladen und an Dritte versandt worden sei. Das Nutzerkonto habe über eine E-Mail-
Adresse mit dem Beschuldigten verknüpft werden können. 
 
 
3. Wie begründet sich die Zuständigkeit der ZenTer NRW? 
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Ausweislich des in der Antwort auf Frage 1 genannten Berichts ergibt sich die Zuständigkeit 
der Zentralstelle Terrorismusverfolgung Nordrhein-Westfalen daraus, dass der Beschuldigte 
als Gefährder aus dem Bereich „Religiöse Ideologien“ eingestuft sei. 
 
 
4. Wie konnte ein hinreichender oder dringender Tatverdacht begründet werden? 
 
Auf die Antwort auf die Frage 2 wird Bezug genommen. 
 
 
5. Wie stellt sich der aktuelle Sachstand dar bzw. wie gestaltete sich der Verfahren-

sausgang? 
 
Dem in der Antwort auf Frage 1 genannten Bericht zufolge ist am 10.06.2025 der Erlass eines 
Strafbefehls über eine Gesamtfreiheitsstrafe von zehn Monaten mit Strafaussetzung zur Be-
währung wegen der Verbreitung kinderpornographischer Inhalte in zwei Fällen beantragt wor-
den. Der Strafbefehl sei zwischenzeitlich rechtskräftig. 
 
 


